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Präambel 
 

Die „Islamische Gemeinschaft Stuttgart e. V. “ ist eine Ortsgemeinde bzw. Ortsverein 
der Islamischen Gemeinschaft der Bosniaken in Deutschland und ein Teil des 
Islamische Gemeinschaft der Bosniaken in Deutschland – Zentralrat e.V des 
Landesverbands.  

Die „Islamische Gemeinschaft Stuttgart e.V.“ ist eine Gemeinschaft von Bosniaken 
und anderen Muslimen, die sich ihr zugehörig fühlen. Sie ist der Islamischen 
Gemeinschaft in Bosnien und Herzegowina geistlich verbunden. Als geistliches 
Oberhaupt wird der Reisu-l-ulema (Vorsitzender der Gelehrten) in Sarajevo 
angesehen.  

Die Islamische Gemeinschaft in Bosnien-Herzegowina wurde im Jahre 1882 innerhalb 
der Österreichisch-Ungarischen Monarchie als eigenständige Religionsgemeinschaft 
konstituiert. Sie sieht sich universellen und islamischen Werten verpflichtet und wirkt 
im Geiste eines pluralistischen Miteinanders.  

Die Mitglieder der Gemeinde bekennen sich zum islamischen sunnitischen Glauben. 
Sie wollen unter dem Dach des Islamische Gemeinschaft der Bosniaken in 
Deutschland – Zentralrat e.V Bundesverbandes und seiner Regionalen Räte bzw. der 
Landesverbände ihre Religion fördern, praktizieren und ihren Beitrag zum Wohle der 
Gesellschaft leisten. Innerhalb der islamischen Rechtsschulen folgen sie der 
sunnitisch-hanefitischen Lehre und Praxis, wobei die übrigen sunnitischen 
Auslegungen und Richtlinien als gleichberechtigt und gültig anerkannt werden.  

In der Praktizierung ihres Glaubens folgen sie der sunnitisch-hanefitischen Lehre und 
der islamischen Tradition der Bosniaken. Sie setzen sich dafür ein, daß alle Menschen 
eine Lebensgrundlage haben, die ihnen eine freie persönliche, körperliche, religiöse 
und kulturelle Entwicklung ermöglicht.  

Sie bekennen sich zu einer pluralistischen und demokratischen Gesellschaft, 
basierend auf der freiheitlichen demokratischen Grundordnung der Bundesrepublik 
Deutschland.  

Grundlage für das Wirken der Gemeinschaft sind die islamische Lehre, wie sie im 
Koran und der Sunnah kodifiziert wurde, im Rahmen des Grundgesetzes, der 
Verfassung Baden- Württembergs sowie des geltenden Rechts der Bundesrepublik 
Deutschland, sowie die Konvention zum Schutze der Menschenrechte.  
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§ 1 Name und Sitz 

  
1.1 Die Gemeinde führt den Namen „Islamische Gemeinschaft Stuttgart e.V.“ 

1.2 Die Gemeinde hat ihren Sitz in Stuttgart und ist im Vereinsregister des 
Amtsgerichts Stuttgart unter der Nummer VR-4972 eingetragen. 

1.3 Das Geschäftsjahr der Gemeinde ist das Kalenderjahr.   

 

§ 2 Ziele und Zwecke der Gemeinde  
 

2.1 Die Gemeinde verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige und 
mildtätige Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der 
Abgabenordnung. Grundlage für die Ziele und Zwecke der Gemeinde ist die 
islamische, sunnitisch - hanafitische Religionslehre. Die Auswahl der Mittel und 
Ausgaben der Gemeinde unterliegen somit den Aufgaben und Zwecken der 
islamischen Lehre im Rahmen der freiheitlichen demokratischen Grundordnung der 
Bundesrepublik Deutschland. 

2.2 Zweck der Gemeinde ist die Förderung und Praktizierung der islamischen 
Religion, die Förderung von Kunst und Kultur, die Förderung der Erziehung und 
Volksbildung, die Jugendhilfe sowie die Unterstützung hilfsbedürftiger Personen.   

2.3 Die Förderung der islamischen Religion wird verwirklicht durch die Errichtung 
und Unterhaltung von Moscheen und islamischen Gemeindezentren, die Abhaltung 
von Freitagsgebeten und Gottesdiensten, die Aus- und Weiterbildung von Imamen, 
die Erteilung von Religionsunterricht (Mekteb) für Kinder und Jugendliche, die 
Durchführung von Beerdigungszeremonien, die Vorbereitung auf Pilgerfahrten, die 
Begehung der islamischen Feiertage, die Pflege der Begegnung der 
Gemeindemitglieder, die Förderung des Dialogs mit nicht islamischen 
Religionsgemeinschaften sowie die allgemeine Förderung des religiösen Lebens in 
der Gemeinde.  
Die Förderung der Erziehung und Volksbildung wird verwirklicht durch das Angebot 
einer Kinderbetreuung und Unterweisung im Rahmen und in Form eines 
Kindergartens. Die Förderung von Kunst und Kultur wird verwirklicht durch 
Vermittlung der Kultur, Sprache und Geschichte der Bosniaken durch interreligiöse 
Tagungen, Schulungen und Informationsveranstaltungen.  

2.4 Gäste der Gemeinde aus dem In- und Ausland werden entsprechend üblicher 
Protokolle empfangen, und diese dürfen für eine bestimmte Zeit in adäquaten 
Räumlichkeiten beherbergt werden. 
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2.5 Die Förderung mildtätiger Zwecke wird verwirklicht durch die Unterstützung 
hilfsbedürftiger Personen, welche die Voraussetzungen des § 53 AO erfüllen. Der 
Satzungszweck wird verwirklicht durch Kostenübernahme für nötige medizinische 
Behandlungen sowie ein menschenwürdiges Begräbnis – sofern zweckgebundene 
Spenden zur Verfügung stehen.  

2.6 Weiterer Zweck der Gemeinde ist die Förderung der gesellschaftlichen 
Teilhabe sowie die Interessenvertretung der Mitglieder auf lokaler Ebene durch 
Zusammenarbeit des Vorstands mit städtischen Behörden, Institutionen, anderen 
islamischen Gemeinden, Zentren und Organisationen. 

2.7  Die Förderung der Jugendhilfe wird verwirklicht durch die Etablierung einer 
innerhalb der islamischen Werte zeitgemäßen Kinder- und Jugendarbeit, durch 
zielgerechte Programme wie Beratungen für Eltern, Kinder und Jugendliche, 
Organisation und Unterstützung von Jugendgruppen, Hausaufgabenbetreuungen, 
Freizeitaktivitäten und ähnliche Angebote. Dazu kann die Gemeinde eine gesonderte 
Jugendordnung erlassen. 

2.8 Unter den Voraussetzungen des § 58 Nr. 1 AO darf die Gemeinde einer 
anderen Körperschaft oder einer juristischen Person des öffentlichen Rechts Mittel 
für die Verwirklichung steuerbegünstigter Zwecke zuwenden. 

2.9 Zur Förderung der Integration, veranstaltet und organisiert die Gemeinde die 
Begegnungstage, Moscheeführungen und Tagen der offenen Tür. Ebenso werden 
Besichtigungen relevanter Institutionen und geschichtsträchtiger Orte durchgeführt.  

2.10 Die Gemeinde führt zur Förderung der Religion und Bildung seiner Mitglieder 
Fortbildungskurse durch, betreibt eine den Mitgliedern zur Verfügung stehende 
Bibliothek und führt für seine Mitglieder Bildungsreisen durch. 

2.11 Um die angeführten Zwecke zu erreichen, stellt die Gemeinde Imame, 
Religionslehrer und pädagogische Fachkräfte ein. Auch kann die Verwicklung der 
Satzungszwecke durch weisungsgebundene Hilfspersonen i.S.d. § 57 AO geschehen. 
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§ 3 Gemeinnützigkeit  
 

3.1 Die Gemeinde ist selbstlos tätig; sie verfolgt nicht in erster Linie 
eigenwirtschaftliche Zwecke.  

3.2 Mittel der Gemeinde dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet 
werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln der Gemeinde.  

3.3 Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Gemeinde fremd 
sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. Alle 
Vorstands- und Rätemitglieder sind grundsätzlich ehrenamtlich tätig. 

3.4 Falls anfallende Arbeiten das zumutbare Maß ehrenamtlicher Tätigkeit 
übersteigen, kann das unbedingt notwendige Personal angestellt werden. Diesem 
Personal darf jedoch keine unverhältnismäßig hohe Vergütung gewährt werden.  

 

§ 4 Mitgliedschaft  
 

4.1 Die Gemeinde hat ordentliche und Ehrenmitglieder. 

4.2 Ordentliches Mitglied kann jede natürliche, im Sinne des BGB volljährige 
Person islamischen sunnitischen Glaubens werden, die bereit ist, die 
satzungsmäßigen Ziele und Zwecke der Gemeinde zu fördern, den weiteren 
Bestimmungen der Satzung Folge zu leisten sowie den von der 
Mitgliederversammlung laut Beitragsordnung beschlossenen Mitgliedsbeitrag 
regelmäßig und pünktlich zum Monats- oder Jahresende zu entrichten. Ordentliche 
Mitglieder sind zugleich Mitglieder der Islamischen Gemeinschaft der Bosniaken in 
Deutschland – Zentralrat e.V Landes- und Bundesdachverbandes.  

4.3 Der Träger der Mitgliedschaft einer Familie ist der Vater bzw. die Mutter oder 
ein anderer Erziehungsberechtigter.  

4.4 Jede volljährige und voll erwerbstätige Person, die bis zur Volljährigkeit eine 
Familienmitgliedschaft durch § 4.2 innehatte, bedarf einer eigenständigen 
Mitgliedschaft in der Gemeinde, um Rechte und Pflichten wahrnehmen zu können. 

4.5 Der Erwerb der Mitgliedschaft erfolgt durch einen Aufnahmeantrag. Über 
den Aufnahmeantrag entscheidet der Vorstand mit einer Frist von vier Wochen. Der 
Vorstand kann den Aufnahmeantrag ohne weitere Begründungen ablehnen. Die 
Ablehnung bedarf der Schriftform. Unbeantwortete Anträge gelten nach der Frist als 
angenommen. 
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4.6 Ehrenmitglieder sind Mitglieder, die aufgrund ihrer außergewöhnlichen 
Dienste und Leistungen für die Gemeinde vom Vorstand zu Ehrenmitgliedern ernannt 
werden.  

4.7 Ehrenmitglieder können auch Personen nichtislamischen Glaubens sein.  

4.8 Die Anzahl der Ehrenmitglieder ist nicht begrenzt. Sie sind beitragsfrei.  

4.9 Die Zuwendung von Beiträgen an die Gemeinde ohne vorherige ordentliche 
Aufnahme in die Gemeinde oder Zuwendungen nach einem ordnungsgemäß 
durchgeführten Ausschluß aus der Mitgliedschaft begründen keine Ansprüche auf 
Rechte als Mitglied. Derartige Beiträge werden als sonstige Spenden an die 
Gemeinde gebucht.  

 

§ 5 Pflichten und Rechte des Mitglieds  
 

5.1 Die Pflichten des Mitglieds sind:  

a. Die Mitglieder sollen alles zu unterlassen, wodurch das Ansehen und der 
Zweck der Gemeinde gefährdet werden könnte.  

b. Die Mitglieder haben die Vereinssatzung und die Beschlüsse der 
Gemeindeorgane zu beachten.  

c. Die Kenntnis und Achtung der satzungsmäßigen Ziele und Zwecke sowie die 
Einhaltung der Hausordnung. 

d. Die Achtung der freiheitlichen demokratischen Grundordnung der 
Bundesrepublik Deutschland. 

e. Das Ansehen und die Einheit der Islamischen Gemeinschaft der Bosniaken zu 
achten. 

f. Die Achtung islamischer Werte, Normen und Traditionen nach Maßgabe 
dieser Satzung. 

g. Spätestens am Monatsende bzw. Jahresende ihren Mitgliedsbeitrag in vollem 
Umfang pünktlich zu entrichten. 

h. Änderungen von relevanten Daten wie z.B. Adresse, Familienstand, 
Telefonnummer, E-Mail-Adresse sind den zuständigen Stellen in der 
Gemeinde zeitnah mitzuteilen. 

i. Die Mitglieder haben die Verpflichtung regelmäßig Auskünfte zum 
Gemeindeleben über die Informationstafel der Gemeinde einzuholen. 
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j. Die Mitglieder wohnen von Zeit zu Zeit der Freitagspredigt bei um auf diesem 
Wege über aktuelle Begebenheiten in der Gemeinde informiert zu sein. 

 

5.2 Die Rechte des Mitglieds sind:  

a. Jedes ordentliche Mitglied ist berechtigt, an der Willensbildung in der 
Gemeinde durch Ausübung eines Antrags an den Vorstand, Diskussion und 
Stimmrecht in der Mitgliederversammlung teilzunehmen. Jedes ordentliche 
Mitglied hat eine Stimme. Die Übertragung des Stimmrechts ist nur mit einer 
schriftlichen Vollmacht auf den Ehepartner, der im Mitgliederverzeichnis 
aufgeführt ist, zulässig. Ordentliche Mitglieder können das eigene Stimmrecht 
durch die Erteilung einer Vollmacht auf den Ehepartner mit eigenständiger 
ordentlicher Mitgliedschaft übertragen. Die Wahlkommission händigt in 
diesem Fall zwei Stimmzettel aus. 

b. Sie haben Anspruch auf die Unterrichtung im islamischen Glauben. 

c. Sie haben Anspruch auf die Nutzung der Einrichtungen und des Eigentums der 
Gemeinde zur Verrichtung der religiösen Pflichten im Rahmen der gültigen 
Bestimmungen sowie auf die Teilnahme an Veranstaltungen der Gemeinde. 

d. Sie haben Anspruch auf angemessene und rechtzeitige Informationen über 
die Arbeit der Organe der Gemeinde. 

e. Sie haben das Recht, sich an die Organe der Islamischen Gemeinschaft zur 
Wahrung der Glaubensrechte zu richten. 

f. Alle Familienmitglieder eines ordentlichen Mitglieds haben (Ehefrau bzw. 
Ehemann und die Kinder unter 18 Jahren) gleiche Pflichten und Rechten bis 
auf das Stimm- und Wahlrecht. 

g. Nach seinem Tod hat das verstorbene Mitglied Anspruch auf islamische 
Leichenwaschung und das rituelle Totengebet. Die Leichenwaschung wird mit 
höchster Sorgfalt und entsprechend der Sunnah durchgeführt. 

h. Jedes Mitglied hat das Recht, daß zur Entrichtung angebotene 
Mitgliedsbeiträge von der Gemeinde angenommen und als solche auch 
verbucht werden. 

i. Gewählt werden können nur ordentliche Mitglieder 

j. Jedes Mitglied hat Auskunftsrechte bezüglich der eigenen gespeicherten 
Daten in der Gemeinde. 
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§ 6 Beendigung der Mitgliedschaft  
 

6.1 Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Tod oder Ausschluß. Der Austritt ist 
dem Vorstand gegenüber schriftlich zu erklären.  

6.2 Die Mitgliedschaft ruht für den Fall, daß das Mitglied zwölf Monatsbeiträge 
schuldig geblieben ist und diese auch nach schriftlicher Anmahnung mit einer 
gesetzten Frist von vier Wochen nicht begleicht. Nach 18-monatigem Verzug der 
Mitgliedsbeiträge endet die Mitgliedschaft in der Gemeinde. Danach ist der 
Wiedereintritt in der Gemeinde nur über eine Neuaufnahme (§ 4 Erwerb der 
Mitgliedschaft) möglich. Die bis zum Ausschluß erworbenen Wahlrechte verfallen 
durch den Ausschluß und müssen unter Beachtung der satzungsmäßigen Fristen 
wieder neu erworben werden.  

6.3 Wiederholte Handlungen, die geltendem Recht entgegenstehen oder 
wiederholte schwere Verstöße gegen die in § 5.1. a-f der Satzung beschriebenen 
Pflichten bzw. einer Gemeinde schädigendes Verhalten darstellen, sind ein wichtiger 
Grund, der zum Ausschluß aus der Gemeinde führen oder Disziplinarmaßnahmen wie 
Hausverbot oder Ähnliches nach sich ziehen kann.  

6.4 Den Ausschluß eines Mitglieds aus der Gemeindemitgliedschaft beschließt 
der Vorstand nach einem Gespräch mit dem betroffenen Mitglied. Sollte das Mitglied 
nach der ersten Terminaufforderung ausbleiben und auch die zweite Aufforderung 
nicht wahrnehmen, wird der Beschluß auch ohne dieses Gespräch gefaßt. Der 
Beschluß ist schriftlich zu begründen und an das Mitglied zuzustellen. Der Beschluß 
wird mit der Bekanntmachung wirksam. 

6.5 Gegen den Beschluß kann das Mitglied innerhalb einer Frist von vier Wochen 
ab Zustellung Widerspruch in Textform beim Vorstand einlegen. Der Widerspruch 
wandelt den Beschluß in einen vorläufigen Ausschließungsbeschluss um, über den 
endgültig die nächste Mitgliederversammlung zu entscheiden hat. 

6.6  Der Vorstand ist verpflichtet dafür zu sorgen, daß die nächste auf den 
Widerspruch folgende Mitgliederversammlung einen entsprechenden 
Tagesordnungspunkt enthält und das vorläufig ausgeschlossene Mitglied zu dieser 
eingeladen wird, sein Anliegen und den eingelegten Widerspruch der 
Mitgliederversammlung zu erläutern. Bleibt das vorläufig ausgeschlossene Mitglied 
der Mitgliederversammlung trotz ordnungsmäßiger Ladung fern, kann die 
Mitgliederversammlung auch in Abwesenheit entscheiden. 

6.7 Für den Fall, daß die Mitgliederversammlung den vorläufigen Ausschluß 
ablehnt, ist die betroffene Person wieder Mitglied in der Gemeinde. Für den Fall der 
Bestätigung des vorläufigen Ausschlusses kann die betroffene Person erst nach dem 
Ablauf einer Frist von fünf Jahren einen Neuantrag auf Mitgliedschaft stellen.  
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§ 7 Beiträge  
 

7.1 Die Gemeinde erhebt Mitgliedsbeiträge, die von der Mitgliederversammlung 
im Rahmen der Geschäftsordnung bzw. Beitragsordnung festgelegt werden.  

7.2 Die Mitgliedsbeiträge können die wirtschaftlichen Verhältnisse der Mitglieder 
berücksichtigen. Über Erlaß oder Ermäßigung des Beitrags eines Mitglieds 
entscheidet der Vorstand nach Einreichung von Belegen des betreffenden Mitglieds, 
die der Vorstand verlangt.  

 

§ 8 Organe des Vereins bzw. der Gemeinde  
 

8.1 Organe der Gemeinde sind: 

• die Mitgliederversammlung (§ 10)  

• der Vorstand (§ 11)  

• die Revisoren (§ 13) 

• der Aufsichtsrat (§ 14) 

• der Vertrauensrat (§ 16) 

 

§ 9 Wahl der Organe  
 

9.1 Die Wahl des Vorstands erfolgt in geheimer Abstimmung. Alle anderen 
Organe werden durch Akklamation gewählt. Dabei sind Blockwahlen für die 
Vorstandswahl gestattet. Die Mitglieder entscheiden per Akklamation vor dem 
Wahlvorgang ob Einzel- oder Blockwahlen durchgeführt werden sollen. 

9.2 Die Mitgliederversammlung wählt aus ihrer Mitte eine Wahlkommission, die 
aus drei Mitgliedern besteht. Mitglieder der Wahlkommission können für den 
Vorstand nicht gewählt werden.  

9.3 Die weiterführende Ausgestaltung der Wahlen in der Gemeinde regelt die 
vom Vorstand ausgearbeitete und mit dem Aufsichtsrat beschlossene Versammlungs- 
und Wahlordnung. 
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§ 10 Mitgliederversammlung  
 

10.1 Die Mitgliederversammlung stellt das oberste Gemeindeorgan dar. Die 
Vorbereitung und Einberufung der Mitgliederversammlung obliegt dem Vorstand. Sie 
tritt ordentlich und außerordentlich zusammen.  

10.2 Die ordentliche Mitgliederversammlung wird auf Beschluß und Einberufung 
des Vorstands in Textform mindestens einmal im Jahr, an einem arbeitsfreien Tag im 
ersten Quartal eines Jahres, einberufen. 

10.3 Die Mitgliederversammlung setzt sich aus allen ordentlichen Mitgliedern und 
Ehrenmitgliedern zusammen.  

10.4 Jedes Mitglied, dessen ununterbrochene Mitgliedschaftsdauer länger als 
sechs Monate beträgt, hat das Recht zu wählen. 

10.5 Als Vorstände (§ 11.4 Buchst. b,d–g) können nur Mitglieder mit einer 
beständigen Mitgliedschaftsdauer von mindestens zwei Jahren kandidieren. Für die 
Wahl des ersten Vorsitzenden kommen nur Personen in Betracht, deren 
Mitgliedschaftsdauer in der Gemeinde, ununterbrochen mindestens fünf Jahre 
beträgt.  

10.6 Die Mitgliederversammlung wird vom Vorstand unbeschadet der Punkte in 
§ 10.8–§ 10.9 mit einer Frist von zwei Wochen einberufen. Die Einladung erfolgt in 
Textform unter Bekanntgabe der Tagesordnung und unter Einbeziehung des 
Aufsichtsrats gemäß § 15.6. Die Textform ist auch bei einer telekommunikativen 
Übermittlung gewahrt.  

10.7 Besonderheiten und Regelungen der Geschäftsordnung, Versammlungs- und 
Wahlordnung haben zwingend Berücksichtigung zu finden. 

10.8 Sofern die Einladung zur Mitgliederversammlung einen der folgenden 
Tagesordnungspunkte enthält: 

• Wahl des Vorstands, 

• Nachwahl der freien Posten im Vorstand oder  

• Abberufung und Neuwahl des Vorstands bzw. der Vorstandsmitglieder, 

werden die Mitglieder aufgerufen, sich einzeln oder im Block für Posten im Vorstand 
aufstellen zu lassen bzw. für die frei werdenden Posten zu kandidieren.  

10.9 Es gelten folgende Fristen für das Wahlprozedere der Vorstandswahl:  
Acht Wochen vor dem Wahltermin werden die Mitglieder über anstehende Wahlen 
und Wahlarten informiert und dazu aufgerufen zu kandidieren. Die Frist für die 
Einreichung von Kandidaturen zur Wahl oder der Kandidatur auf einen Posten im 
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Vorstand beträgt vier Wochen nach der Bekanntgabe. Die Informationen über die 
anstehenden Tagesordnungspunkte nach § 10.8 und die damit verbundenen Fristen 
erfolgen nicht schriftlich, sondern telekommunikativ.   

10.10 Der Vorstand ist verpflichtet, die Wahllisten innerhalb von zwei Wochen nach 
dem Ablauf der Frist zur Anzeige der Wahlaufstellung öffentlich in der Gemeinde in 
geeigneter Art und Weise auszustellen und bekannt zu machen.  

10.11 Die Mitgliederversammlung wird vom Vorstand mit einer Frist von zwei 
Wochen einberufen. Die Einladung erfolgt in Textform unter Bekanntgabe der 
Tagesordnung. Die Textform ist auch bei einer telekommunikativen Übermittlung 
gewahrt.  

10.12 Der Vorstand schlägt den Versammlungsleiter und Schriftführer vor. Die 
Mitgliederversammlung entscheidet über den Vorschlag. Sie kann andere Personen 
dazu bestimmen, die jedoch unbedingt Gemeindemitglieder sein müssen. 

10.13 Der Vorstand ist zur Einberufung einer außerordentlichen 
Mitgliederversammlung verpflichtet, wenn mindestens ein Zehntel der ordentlichen 
Mitglieder dies schriftlich unter Angabe von Gründen verlangt. Wird dem Verlangen 
nicht entsprochen, so kann das Amtsgericht die Mitglieder, die das Verlangen gestellt 
haben, zur Berufung der Versammlung ermächtigen und Anordnungen über die 
Führung des Vorsitzes in der Versammlung treffen. Zuständig ist das Amtsgericht, das 
für den Bezirk, in dem die Gemeinde ihren Sitz hat, das Vereinsregister führt. Auf die 
Ermächtigung muß bei der Berufung der Versammlung Bezug genommen werden. 

10.14 Die Mitgliederversammlung ist beschlußfähig unabhängig von der Anzahl der 
erschienenen Mitglieder. Die Beschlußfassung erfolgt durch einfache 
Stimmenmehrheit. Stimmengleichheit gilt als Ablehnung. Ungültige Stimmen bzw. 
Stimmenenthaltungen werden nicht mitgezählt. Die Mitgliederversammlung kann 
auch digital stattfinden.  

10.15 Der Tagesordnungspunkt „Aussprache über die Arbeit des Vorstands“ muß 
vor dem Tagesordnungspunkt Entlastung des Vorstands abgehandelt werden. 

10.16 Über die Mitgliederversammlung ist ein Ergebnisprotokoll zu führen, das vom 
Versammlungsleiter und Schriftführer zu unterzeichnen ist.  

10.17 Der Mitgliederversammlung obliegt:  

• die Wahl des Vorstands, der Revisoren, des Aufsichts- und Vertrauensrats  

• die Bestellung und Amtsenthebung einzelner Mitglieder des Vorstands oder 
ganzen Vorstands 

• die Genehmigung des Haushalts und der Arbeitspläne des Vorstands für das 
kommende Jahr 
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• die Entgegennahme des Tätigkeits- und finanziellen Rechenschaftsberichts 
des Vorstands und die Beschlußfassung über die Entlastung desselben  

• die Festsetzung der Mitgliedsbeiträge 

• die Genehmigung der Beschlussfassungen über Satzungsänderungen und 
anderer Ordnungen, die der Vorstand ausarbeitet und der 
Mitgliederversammlung zur Inkraftsetzung vorschlägt 

• die Beschlußfassung über die Auflösung der Gemeinde  

• die Erteilung von Weisungen und Richtlinien für die Tätigkeit des Vorstands  

• die Beschlußfassung über etwaige Ausschlussanträge 

• die Beschlußfassung über die Vergütung der Mitglieder, Vorstandsmitglieder 
und Mitglieder der Gemeindeorgane (§13,14 und 16) im Rahmen des §3 
Nummer 26a EstG gezahlt wird. 

• Die Beschlussfassungen über alle Ordnungen, die der Schutzklasse 2 
unterliegen (siehe § 23.6)  

 

§ 11 Vorstand  
 

11.1 Dem Vorstand obliegt die Leitung der Gemeinde. Er ist für alle Aufgaben 
zuständig, die nicht durch die Satzung einem anderen Organ zugewiesen sind. In 
seinen Wirkungskreis fallen insbesondere folgende Angelegenheiten:  

 die Einberufung der ordentlichen und außerordentlichen 
Mitgliederversammlung, die tatsächliche Vorbereitung der 
Mitgliederversammlung sowie die Durchführung der Beschlüsse der 
Mitgliederversammlung; 

 die Erstellung eines Haushaltsplans für das kommende Geschäftsjahr sowie 
die Abfassung des Jahresberichts und des Rechnungsabschlusses; 

 die ordnungsgemäße Verwaltung und Verwendung des 
Gemeindevermögens; 

 die Anmeldung von Änderungen im Vereinsregister; 

 die Entscheidung über Aufnahme in der Gemeinde, den Ausschluß bzw. den 
vorläufigen Ausschluß sowie die Beendigung von Mitgliedschaften; 

 Erstellung von Umfragen zu Gemeinde relevanten Themen, um 
entsprechende Regelungen innerhalb der Gemeinde zu treffen, die allen 
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Mitgliedern zustellen sind. Die Auswertung ist den Gemeindemitgliedern 
mitzuteilen. Die Umfrage einschließlich der Auswertung wird für einen 
Zeitraum von drei Monaten zur Einsicht durch die Gemeindemitglieder 
aufbewahrt; 

 regelmäßige Infoveranstaltungen für Mitglieder; 

 die Gründung von Sonderabteilungen bzw. Sektionen und Arbeitsgruppen; 

 Beauftragung beliebiger Vorstands- oder ordentlicher Mitglieder mit der 
Leitung einer oder mehrerer Abteilungen und Widerruf dieser Beauftragung. 
Für jede dieser Arbeitsgruppen stellt der Vorstand eine Arbeitsordnung auf 
und überwacht die Arbeit;  

 darüber hinaus auch alle im BGB und im Vereinsrecht aufgeführten Aufgaben 
und Angelegenheiten des Vorstands; 

 die Wahl des Gemeindevertreters in die Vertreterversammlung des Landes- 
und Bundesdachverbands IGBD e.V. sowie die Entsendung weiterer 
Delegierter und die Bestimmung von Ansprechpartnern der Gemeinde für 
diverse Institutionen, Gremien und Kooperationspartner. 

11.2 Die genauere Aufgabenverteilung innerhalb des Vorstands ist in der vom 
Vorstand zu beschließenden Geschäftsordnung des Vorstands niedergelegt. 

11.3 Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung gewählt. Die Amtsdauer 
beträgt vier Jahre. Auf den Posten des ersten Vorsitzenden kann ein Mitglied nur 
einmal wiedergewählt werden. Davon bleibt das Kandidieren auf andere Posten im 
Vorstand unberührt. Der Imam der Gemeinde ist kraft Amtes Mitglied des Vorstands 
und wird nicht gewählt.  

11.4 Der Vorstand besteht aus: 

a. erste/-r Vorstandsvorsitzende/-r  

b. zweite/- Vorstandsvorsitzende/-r  

c.   der Imam 

d. Finanzreferent/-in   

e. Schriftführer/-in 

f. Buchhalter/-in  

g. vier weitere Vorstandsmitglieder (Ersatzmitglieder)  
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11.5 Die Mitglieder aus § 11.4 sind im Sinne des § 26 BGB geschäftsführender 
Vorstand und zur gesetzlichen Vertretung der Gemeinde ermächtigt. Besetzung 
mehrerer Vorstandsämter ist nicht zulässig. 

11.6 Die Vorstandssitzung wird vom ersten Vorsitzenden einberufen und geleitet. 
Sollte dieser nicht anwesend sein, wird die Versammlung vom zweiten Vorsitzenden 
einberufen und geleitet. Die Leitung der Sitzungen kann der Vorstand auch in einer 
Geschäftsordnung regeln.  

11.7 Für die Beschlußfähigkeit des Vorstands ist die Anwesenheit von mehr als der 
Hälfte der Vorstandsmitglieder im Sinne des § 26 BGB (§ 11.5) und einer der beiden 
Vorsitzenden erforderlich. Bei theologischen Fragestellungen muß der Imam 
anwesend sein. 

11.8 Der Vorstand beschließt mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen.  

11.9 Die Beschlüsse des Vorstands werden in einem Protokoll niedergelegt, das 
vom Sitzungsleiter und vom Schriftführer zu unterzeichnen ist. Die Protokolle werden 
auch an die Aufsichtsratsmitglieder versendet.   

11.10 Jedes Vorstandsmitglied hat eine Stimme. Stimmenthaltungen werden nicht 
gezählt. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des ersten Vorsitzenden. 

11.11 Der Vorstand tritt nach Bedarf, jedoch mindestens einmal im Monat 
zusammen. Der Vorstand ist berechtigt, Ausschüsse und Referenten zur Bewältigung 
seiner Aufgaben zu benennen.  

11.12 Der erste Vorsitzende vertritt den Verein alleine.  

11.13 Über den § 11.12 hinaus ist jedes weitere Vorstandsmitglied nach § 11.4 
Buchst. b,d–g der Satzung mit einem weiteren Vorstandsmitglied nach § 11.4 
Buchst. b,d–g gemeinsam zur Vertretung berechtigt, wenn die Ermächtigung dazu 
durch einen Beschluß des Vorstands schriftlich vorliegt.  

11.14 Der Vorstand bleibt bis zur Bildung eines neuen Vorstands im Amt. Vorzeitig 
ausscheidende Vorstandsmitglieder, bis auf den ersten Vorstandsvorsitzenden, 
werden bis zur nächsten Mitgliederversammlung durch Nachrücken von 
Ersatzmitgliedern des Vorstands ersetzt.  

11.15 Der Amtsniederlegung eines ersten Vorstandsvorsitzenden wird durch das 
Nachrücken des zweiten Vorstandsvorsitzenden auf den frei gewordenen Posten bis 
zur nächsten Mitgliederversammlung begegnet.  

11.16 Durch Ersatzmitglieder vorläufig besetzte Vorstandsposten werden bei der 
nächsten Mitgliederversammlung für die restliche Dauer der ursprünglichen 
Amtsperiode durch Wahl nachgewählt oder bestätigt. Die Ersatzmitglieder treten 
neue Posten an oder rücken wieder auf ihre bisherigen Posten zurück. 
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11.17 Legen fünf oder mehr Vorstandsmitglieder vorzeitig ihr Amt nieder, so soll 
eine Mitgliederversammlung innerhalb von acht Wochen einen neuen Vorstand 
wählen. Bei diesen außerordentlich angesetzten Vorstandswahlen beträgt die 
Amtsperiode vier Jahre ab dem folgenden ersten Quartal eines Jahres entsprechend 
der Regelung einer ordentlichen Mitgliederversammlung.  

11.18 An Beschlüssen über Angelegenheiten, an denen einzelne Mitglieder des 
Vorstands, ganz gleich ob mittelbar oder unmittelbar, persönlich beteiligt sind, sind 
diese von der Abstimmung auszuschließen. Die Betroffenen sind verpflichtet, diese 
Befangenheit dem Vorsitzenden unaufgefordert anzuzeigen. Im Zweifelsfall 
entscheidet der Vorstand über die Ausschließung wegen Befangenheit. 

11.19  Der Mandatsträger soll sich vollumfänglich für die Interessen der Gemeinde 
einsetzen und für den Fall von Interessenkonflikten diese dem Vorstand anzeigen. 
Zur Minderung von derartigen Situationen und der Umgehung von Befangenheiten 
dürfen dem Vorstand Ehepaare oder enge Verwandte nicht gleichzeitig angehören. 
Die gleiche Regelung gilt ebenso für die Angestellten in der Gemeinde.  

11.20 Der Vorstand nimmt Empfehlungen des IGBD e.V Bundesdachverbands und 
des Regionalen Rats des Landesverbands zur Kenntnis. Hierdurch darf die 
Selbständigkeit der Gemeinde nicht gefährdet werden.  

 

§ 12 Abberufung von Vorstandsmitgliedern 
 

12.1 Die Bestellung zum Vorstand als Vorstandsmitglied kann jederzeit aus 
wichtigen Gründen widerrufen werden.  

12.2 Als wichtiger Grund für die Abberufung kommen beispielsweise die grobe 
Pflichtverletzung oder die Unfähigkeit zur ordnungsgemäßen Geschäftsführung in 
Betracht, genauso wie unkollegiales Gebaren gegenüber Vorstandsmitgliedern sowie 
die Umgehung von demokratischen Prinzipien.  

12.3 Die Abberufung des Vorstands oder der Vorstandsmitglieder erfolgt durch 
das Gemeindeorgan, das für die Vorstandsbestellung zuständig ist. Das ist die 
Mitgliederversammlung.  

12.4 Einzelne Vorstandsmitglieder können ebenso durch den Aufsichtsrat (§ 15) 
bis zur nächsten Mitgliederversammlung vorläufig aus dem Vorstand ausgeschlossen 
werden. 

12.5 Die vorläufige Abberufung einzelner Vorstandsmitglieder durch den 
Aufsichtsrat bedarf einer schriftlichen Vorlage, welche die Gründe der vorläufigen 
Abberufung darlegt, die der Vorstand mehrheitlich beschließt und an den 
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Aufsichtsrat richtet, um über den Ausschluß einzelner Mitglieder entscheiden zu 
lassen. 

 

§ 13 Revisoren 
 

13.1 Von der Mitgliederversammlung werden drei Revisoren gewählt. Die 
Mandatsdauer beträgt vier Jahre. Nach dem Ablauf der Amtszeit sind die Revisoren 
neu zu wählen.  

13.2 Den Vorsitzenden bestimmen die Revisoren selbständig unter sich. Sie sind 
nur der Mitgliederversammlung gegenüber rechenschaftspflichtig. 

13.3 Vorzeitig ausgeschiedene Revisoren werden bei der nächsten 
Mitgliederversammlung für die restliche Dauer der ursprünglichen Amtsperiode 
durch Wahl nachbestimmt. Dasselbe gilt, wenn alle Revisoren aus irgendeinem 
Grund ausscheiden.  

13.4 Die Revisoren prüfen die Rechnungslegung der Gemeinde. Über die Prüfung 
erstatten die Revisoren der Mitgliederversammlung Bericht und sprechen der 
Mitgliederversammlung die Empfehlung über die Entlastung des Vorstands aus. 

13.5 Die Revisoren halten turnusmäßige Sitzungen ab, über deren Termine sie sich 
untereinander abstimmen. Sie sind verpflichtet, mindestens eine Sitzung in einem 
Quartal eines Jahres abzuhalten. Im Anschluß an jede Sitzung legen sie ihren Bericht 
dem Vorstand vor und einmal jährlich der Mitgliederversammlung. Näheres regelt 
eine Geschäftsordnung für die Arbeit der Revisoren. 

13.6 Die Revisoren dürfen kein anderes Amt in den Organen nach § 11, § 14 und 
§ 16 der Satzung bekleiden.  

 

§ 14 Aufsichtsrat  
 

14.1 Der Aufsichtsrat besteht aus fünf Personen. Diese werden von der 
Mitgliederversammlung auf fünf Jahre gewählt.  

14.2 Der Vorstand schlägt der Mitgliederversammlung eine Kandidatenliste für 
den Aufsichtsrat vor. Die Mitgliederversammlung nimmt die Vorschläge an oder 
reicht weitere Kandidaten nach. Die gewählten Personen sind alle untereinander 
gleichberechtigt.  
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14.3 In den Aufsichtsrat können nur Mitglieder gewählt werden, die im Vorstand 
der Gemeinde engagiert waren und in kein anderes Organ der Gemeinde gewählt 
sind.  

14.4 Vorstandsmitglieder und der Imam sind von der Mitgliedschaft im 
Aufsichtsrat ausgeschlossen. Es gilt hier ebenso das Prinzip der Befangenheit 
entsprechend der Regelung in § 11.18 und 11.19.  

14.5 Der Aufsichtsrat wählt unter sich einen Vorsitzenden und einen Schriftführer. 
Vorzeitig ausgeschiedene Aufsichtsratsmitglieder werden bei der nächsten 
Mitgliederversammlung für die restliche Dauer der ursprünglichen Amtsperiode 
durch Wahl ersetzt. Dasselbe gilt, wenn alle Mitglieder des Aufsichtsrats aus 
irgendeinem Grund ausscheiden.  

Sollte es sich bei dem ausscheidenden Mitglied um den Vorsitzenden oder 
Schriftführer handeln, wählen die übrigen Mitglieder einen neuen Vorsitzenden und 
einen neuen Schriftführer aus den verbliebenen Mitgliedern. 

14.6 Die Mitglieder des Aufsichtsrats treten im Außenverhältnis geschlossen, mit 
einheitlichen und abgestimmten Standpunkten auf. Die Grundlage dazu bildet das 
Mehrheitsverhältnis im Organ. 

 

§ 15 Aufgaben und Rechte des Aufsichtsrats  
 

15.1 Der Aufsichtsrat sorgt für eine operative Kontrolle der Arbeit des Vorstands, 
indem die Durchführung von vereinbarten Beschlüssen des Vorstands, der 
Mitgliederversammlung sowie vierteljährliche Soll-Ist-Vergleiche der Maßnahmen, 
die sich aus Beschlussfassungen der relevanten Gemeindeorgane ergeben, überprüft 
werden. 

15.2 Der Aufsichtsrat ist das Kontroll- und Beratungsorgan des Vorstands in 
jeglicher Hinsicht, insbesondere bei den Vorschlägen an Mitgliederversammlungen 
über Aufstellung eines Wirtschaftsplans oder einer Neufassung der strategischen 
Ausrichtung der Gemeinde. 

15.3 Die Mitgliederversammlung stimmt über die Ergebnisse der Beratungen und 
Beschlüsse zwischen Vorstand und Aufsichtsrat abschließend ab, sofern diese eine 
strategische Neufassung enthalten. 

15.4      Stellt der Aufsichtsrat unüberbrückbare Differenzen zwischen 
Vorstandsmitgliedern, die eine vernünftige Führung der Gemeinde unmöglich 
machen, oder eine Abweichung seitens des Vorstands von der von der 
Mitgliederversammlung beschlossenen Vereinsagenda fest, kann er den Vorstand 
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insgesamt oder einzelne Vorstandsmitglieder mit angemessener Frist zu einer Sitzung 
einladen. Der Einladung ist Folge zu leisten. 

15.5 Der Vorsitzende des Aufsichtsrats führt die Sitzung, und der Schriftführer des 
Aufsichtsrats führt die Protokolle über abgehaltene Sitzungen des Aufsichtsrats und 
Vorstands oder Vorstandsmitglieder. 

15.6  Der Aufsichtsrat verfügt über ein Vorschlagsrecht für Tagesordnungspunkte 
einer jeden Mitgliederversammlung. Darüber hinaus ist der Aufsichtsrat berechtigt, 
dem Vorstand Anweisung zu erteilen, um eine außerordentliche 
Mitgliederversammlung einzuberufen. Diese Vorgehensweise tritt nur ein im Falle 
der unüberbrückbaren Differenzen zwischen Vorstandsmitgliedern, die eine 
vernünftige Führung der Gemeinde unmöglich machen, oder bei der Abweichung 
seitens des Vorstands von der von der Mitgliederversammlung beschlossenen 
Vereinsagenda. 

15.7 Bei wesentlichen Abweichungen vom eingereichten Wirtschaftsplan eines 
Jahres bedarf es der Zustimmung des Aufsichtsrats. 

15.8 Der Aufsichtsrat faßt Beschlüsse über alle Ordnungen, die der Schutzklasse 1 
unterliegen (siehe § 23.6) 

15.9 Der Aufsichtsrat ist befugt, Abberufungen aus dem Vorstand durch 
Mehrheitsbeschluß zu beschließen, nach dem ihm der Vorstand eine Vorlage dazu 
erteilt. Die Abberufung einzelner Vorstandsmitglieder aus dem Organ durch den 
Aufsichtsrat ist bis zur nächsten ordentlichen oder außerordentlichen 
Mitgliederversammlung gültig. 

15.10 Die Pflichten und Rechte des Vorstands bzw. Vorstandsmitglieder, die sich 
aus dem Vereinsrecht und BGB ergeben, bleiben von § 15 unberührt. 

 

§ 16 Vertrauensrat 
 

16.1 Der Vertrauensrat wird von der Mitgliederversammlung gewählt. Die 
Mandatsdauer beträgt fünf Jahre.  

16.2 Der Vertrauensrat besteht aus sieben gleichberechtigten Personen. Der 
Vertrauensrat bildet die Zusammensetzung der Gemeinde ab. Vorzeitig 
ausgeschiedene Mitglieder werden bei der nächsten Mitgliederversammlung für die 
restliche Dauer der Amtsperiode nachgewählt. Dasselbe gilt, wenn alle Mitglieder des 
Vertrauenrats aus irgendeinem Grund ausscheiden.  

16.3 Die Wahl in den Vertrauensrat setzt eine Mitgliedschaftsdauer von mehr als 
fünf Jahren voraus.  
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16.4 Der Vorstand schlägt Personen für den Vertrauensrat vor. Die 
Mitgliederversammlung entscheidet über die Vorschläge oder reicht aus ihrer Mitte 
selbst Vorschläge für die Wahl ein. Die Kandidaten sollen sich durch besonderen 
Einsatz für das Gemeindeleben auszeichnen und über einen integren Charakter 
verfügen.  

16.5 Der Vertrauensrat ist ein beratendes Organ. Dieser ist vom Vorstand bei 
besonderen Geschäften zu befragen. Insbesondere soll sich dieser zum Kauf und 
Verkauf von Gemeindeobjekten und bei Einzelinvestitionen über 30.000 Euro äußern.  

16.6 Der Vertrauensrat wird auf Verlangen des Vorstands bei Fragen, die den 
Vorstand vor unüberbrückbare Hürden stellen, schlichtend, beratend oder 
vermittelnd tätig. Der Vertrauensrat ist nicht befugt, selbst aktiv zu werden. 

16.7 Der Vertrauensrat übt auf Verlangen vom Vorstand die Vermittler- und 
Schlichterfunktion aus, wenn es zu unüberbrückbaren Differenzen zwischen 
verschiedenen Gemeindeorganen oder unter Mitgliedern der Gemeinde kommt.  

16.8 Der Vertrauensrat ist ein unparteiisches Organ und muß neutral und nur im 
Interesse der Gemeinde handeln. Mitglieder im Vertrauensrat dürfen nicht einem 
anderen Gemeindeorgan mit Ausnahme der Mitgliederversammlung angehören. 

16.9 Die Mitglieder des Vertrauensrats treten im Außenverhältnis geschlossen, 
mit einheitlichen und abgestimmten Standpunkten auf. Die Grundlage dazu bildet 
das Mehrheitsverhältnis im Organ.  

 

§ 17 Mitgliedschaften der Gemeinde  
 

17.1 Die Gemeinde schließt sich dem Verband „Islamische Gemeinschaft der 
Bosniaken in Deutschland – Zentralrat e.V.“ an. Der Bundesverband vertritt die 
Interessen der Gemeinde und ihrer Mitgliedschaft auf Bundesebene. Die Präambel 
dieser Satzung kann nur mit der Zustimmung des Bundesverbandes „Islamische 
Gemeinschaft der Bosniaken in Deutschland – Zentralrat e. V.“ geändert werden. 

17.2 Die Gemeinde ist auf Landes- bzw. Regionalebene Teil des Regionalen Rats 
Baden-Württemberg des Bundesdachverbands. Der Regionale Rat bzw. 
Landesverband vertritt die Interessen der Gemeinde und ihrer Mitgliedschaft auf 
Landes- bzw. Regionalebene.  

17.3 Spendenaktionen des Dachverbands sowie Projekte von 
gemeindeübergreifendem Interesse sind nach Möglichkeit umzusetzen und zu 
unterstützen, soweit dem nicht zwingende innergemeindliche Gründe 
entgegenstehen. 
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17.4 Die Gemeinde entrichtet einen jährlichen Mitgliedsbeitrag an den IGBD e.V 
Bundesverband/Landesverband.  

§ 18 Imam  
 

18.1 Der Imam ist kraft Amtes Mitglied des Vorstands.  

Grundsätzlich wird der Imam per Dekret des Reisu-l-ulema der Islamischen 
Gemeinschaft in Bosnien und Herzegowina und durch eine Ernennungsurkunde des 
religiösen Oberhauptes des Bundesverbandes ernannt. Er erlangt damit die 
Befähigung, sein Amt innerhalb der Gemeinde wahrzunehmen bzw. in ein 
Arbeitsverhältnis mit der Gemeinde übernommen zu werden.  

18.2 Der Imam ist der Ansprechpartner bezüglich religiöser Normen in allen 
Fragen innerhalb der Gemeinde und trägt die Verantwortung für die Gestaltung und 
Umsetzung der religiösen Inhalte der Gemeindearbeit. Er führt die religiösen 
Standesbücher der Gemeinde und nimmt die Interessenvertretung der Gemeinde 
und ihrer Mitgliedschaft in Glaubensfragen wahr. 

18.3 Näheres regelt die vom Vorstand erstellte Tätigkeitsordnung für Imame, die 
auf Vorlage vom IGBD Dachverband erstellt und vom Vorstand mehrheitlich 
angenommen ist.   

18.4 Der Imam erstattet der Mitgliederversammlung der Gemeinde jährlich in 
Fragen seiner Zuständigkeiten einen Bericht. Er erstellt Planungen für die zukünftige 
Gemeindearbeit in religiösen Angelegenheiten. 

 

§ 19 Religiöser Rat 
 

19.1  Der Religiöse Rat des Bundesverbandes berät die Gemeinde in religiösen 
Fragen. Die Beratung hat Empfehlungscharakter für die einzelnen Mitglieder und die 
Gemeinde. 

19.2  Kommt der Religiöse Rat nach eingehender Prüfung der Gemeinde zu dem 
Ergebnis, daß die Förderung der Religion bzw. Bildung durch die Gemeindetätigkeit 
nicht ausreichend oder nicht in gewünschtem Maße durch den Vorstand gefördert 
wird, so kann der Religiöse Rat dem Vorstand und dem Aufsichtsrat entsprechende 
Handlungsempfehlungen und Verbesserungsvorschläge aussprechen. 
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§ 20 Eigentum der Gemeinde  
 

20.1 Das Eigentum der Gemeinde gilt als Waquf – gemeinnütziges Gut nach 
islamischem Recht – und umfaßt unbewegliche Güter (Immobilien), bewegliche 
Güter, Eigentumsrechte, Finanzen und sonstiges Vermögen.  

20.2 Als Waquf werden die in § 20.1 genannten Arten von Eigentum bezeichnet. 
Sie dienen der Gemeinde zur Erfüllung ihrer satzungsmäßigen Ziele.  

20.3 Das Waquf kann nicht zu anderen Zwecken genutzt oder verwendet werden. 
Über das Waquf sind, soweit nicht bereits durch gesetzliche Normen geregelt, 
angemessene Aufzeichnungen zu führen.  

20.4 Die Finanzquellen der Gemeinde sind Mitgliedsbeiträge, Spenden sowie 
Erträge aus dem Waquf.  

20.5 Die Gemeinde ist berechtigt, im Rahmen ihrer Ziele Immobilien zu erwerben, 
anzumieten oder zu vermieten. Der Erwerb von Immobilien setzt entweder einen 
entsprechenden gemeinsamen Beschluß des Vertrauens- und Aufsichtsrats voraus 
oder einer qualifizierten Mehrheitsentscheidung der Mitgliederversammlung bei der 
drei Viertel der erschienenen Mitglieder den entsprechenden Beschluß fassen. 

20.6 Die Veräußerung von den Gemeindeobjekten kann nur unter der Prämisse 
erfolgen, daß dadurch der Erwerb anderer Objekte finanziert wird und der Gemeinde 
ein Mehrwert zukommt. Die Veräußerung von Immobilien bedarf einer qualifizierten 
Mehrheitsentscheidung der Mitgliederversammlung bei der drei Viertel der 
erschienenen Mitglieder den entsprechenden Beschluß fassen. Beim Veräußerungen 
von Gemeindeobjekten muß der Dachverband „Islamische Gemeinschaft der 
Bosniaken in Deutschland – Zentralrat e.V.“ dem zustimmen. 

20.7 Immobilien sind in einem zentralen Register beim Bundesverband 
„Islamische Gemeinschaft der Bosniaken in Deutschland – Zentralrat e.V.“, 
einzutragen und zu führen.  

20.8 Über die Bankkonten der Gemeinde sind der Kassenwart und der erste 
Vorsitzende verfügungsberechtigt. Alle weiteren Änderungen und 
Verfügungsberechtigungen für weitere Vorstandsmitglieder müssen vom Vorstand 
genehmigt und protokolliert werden. 
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§ 21 Dienstleistungen und Vergütungen 
 

21.1 Mit Imamen, Hausmeistern und unbedingt notwendigem Fachpersonal 
werden Arbeitsverhältnisse begründet.  

21.2 Voraussetzung für eine Anstellung oder das Erbringen von Dienstleistungen 
für die Gemeinde ist die Vorlage eines polizeilichen Führungszeugnisses.  

21.3 Das Amt des Vereinsvorstands und die Tätigkeiten der Mitglieder übrigen 
Vorstandsorgane gem. § 13, 14 und 16 werden grundsätzlich ehrenamtlich ausgeübt. 
Die Mitgliederversammlung kann abweichend hiervon beschließen, daß diesen für 
seine Vorstandstätigkeiten, als auch den Mitgliedern der Ausschüsse für deren 
Tätigkeit, eine pauschalierte und angemessene Vergütung im Rahmen des § 3 
Nummer 26a EstG gezahlt wird.  

21.4 Jedes Gemeindemitglied hat einen Anspruch auf Ersatz seiner 
nachgewiesenen Aufwendungen für eigene Auslagen/(erbrachte) Dienstleistungen, 
die im Rahmen der Tätigkeiten für die Gemeinde entstanden sind. Hierbei sind 
grundsätzlich die steuerlichen Vorgaben zu Höhe und Anlaß bei Fahrt- und 
Reisekosten zu beachten, auch begrenzt auf die aktuellen steuerlichen Pausch- und 
Höchstbeträge. Ein Aufwendungsersatzanspruch besteht zudem z B. für 
Telekommunikationskosten, Porti und sonstige im Interesse der Gemeinde 
verauslagte Beträge/Aufwendungen. Soweit im Einzelfall nicht abweichend 
vereinbart, können Ansprüche nur innerhalb eines Jahres nach der Entstehung 
geltend gemacht werden. Für den Vorstand besteht die Ermächtigung, durch 
Vorstandsbeschluss im Einzelnen Pauschalen/Vergütungsregelungen auch der Höhe 
nach festzulegen. 

 

§ 22 Anforderungen an die Gemeindebücher und 
Datenschutz  
 

22.1 Gemeindebücher (Geschäftsbücher) sind in der gesetzlich vorgeschriebenen 
Form zu führen. 

22.2 Die Gemeinde verarbeitet zur Erfüllung der in dieser Satzung definierten 
Aufgaben und des Zwecks der Gemeinde personenbezogene Daten. Eine 
anderweitige Datenverwendung ist nicht zulässig. 

22.3    Jedes Mitglied hat das Recht auf:  

• Auskunft über die eigenen gespeicherten Daten  

• Berichtigung der eigenen gespeicherten Daten im Falle der Unrichtigkeit 
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• Sperrung der eigenen Daten 

• Löschung der eigenen Daten, soweit gesetzliche Vorgaben dem nicht 
entgegenstehen 

 

§ 23 Satzungs- und Ordnungsänderungen 
 

23.1 Satzungsänderungen obliegen ausschließlich der Mitgliederversammlung. 

23.2 Folgende Paragrafen dieser Satzung können nur mit der Zustimmung des 
Bundesverbandes „Islamische Gemeinschaft der Bosniaken in Deutschland – 
Zentralrat e.V.“ geändert werden: § 2 Ziele und Zwecke der Gemeinde, § 3 
Gemeinnützigkeit und § 24 Auflösung der Gemeinde.  

23.3 Vorschläge zur Satzungs- bzw. Ordnungsänderung können vom Vorstand, von 
mindestens einem Viertel der ordentlichen Mitglieder oder vom Bundesverband 
„IGBD“ beantragt werden. 

23.4 Beschlüsse zur Satzungs- bzw. Ordnungsänderung werden mit einer 
Zweidrittelmehrheit der erschienenen Mitglieder von der Mitgliederversammlung in 
einer geheimen Abstimmung gefaßt. Ungültige Stimmen bzw. Stimmenenthaltungen 
werden nicht mitgezählt.  

23.5  Einzig und allein gesetzliche Regelungen haben Vorrang vor der Satzung oder 
den erlassenen Ordnungen.  

23.6 Durch die Gemeindeorgane erlassene Ordnungen unterliegen zwei 
unterschiedlichen Schutzklassen: 

1. Schutzklasse 

Der Vorstand kann Ordnungen dieser Schutzklasse nach Absprache mit dem 
Aufsichtsrat ändern. Dazu gehören: Wahlordnung, Versammlungsordnung, 
Geschäftsordnung und Hausordnung. Der Vorstand kann nach Absprache mit dem 
Aufsichtsrat weitere Ordnungen, die nicht bereits einer anderen Schutzklasse 
angehören, dieser Schutzklasse zuweisen. Diese Ordnungen können durch den 
Vorstand nach Absprache mit dem Aufsichtsrat auch wieder aus der Schutzklasse 
entfernt werden. 
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2. Schutzklasse 

Ordnungsänderungen dieser Schutzklasse können nur durch die 
Mitgliederversammlung und mit mehrheitlichem Beschluß vorgenommen werden. 
Dazu gehören: Beitragsordnung und Vereinsagenda. Der Vorstand kann nach 
Absprache mit dem Aufsichtsrat weitere Ordnungen, die nicht bereits einer anderen 
Schutzklasse angehören, dieser Schutzklasse zuweisen. Diese Ordnungen können 
durch die Mitgliederversammlung auch wieder aus der Schutzklasse entfernt werden. 

 

§ 24 Auflösung der Gemeinde  
 

24.1 Die Auflösung der Gemeinde kann in einer ordentlichen oder 
außerordentlichen Mitgliederversammlung mit der in dieser Satzung festgelegten 
Zustimmung aller ordentlichen Mitglieder beschlossen werden. Zur Auflösung der 
Gemeinde oder zur Änderung des Vereinszwecks ist die Zustimmung aller Mitglieder 
erforderlich. Die Zustimmung der an der Mitgliederversammlung nicht erschienenen 
Mitglieder muß schriftlich erfolgen. Die Wahrung der Schriftform zu diesem Punkt 
kann nicht telekommunikativ erbracht werden. 

24.2 Beschließt die Mitgliederversammlung die Auflösung der Gemeinde, 
übernehmen der erste Vorsitzende und der Kassierer die Aufgabe des Liquidators für 
den Fall, daß die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt. Zur 
Beschlußfassung der Liquidatoren ist Einstimmigkeit erforderlich. Die Rechte und 
Pflichten der Liquidatoren bestimmen sich nach den Vorschriften des BGB.  

24.3 Im Falle der Auflösung der Gemeinde oder bei dauerhaftem Wegfall 
steuerbegünstigter Zwecke fällt das in § 20 genannte Vermögen der Gemeinde 
vollständig an den Bundesverband „Islamische Gemeinschaft der Bosniaken in 
Deutschland – Zentralrat e.V.“, der es unmittelbar und ausschließlich für 
gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat. 

 

§ 25 Schlussbestimmungen  
 

25.1 Vereinssprachen der Gemeinde sind Deutsch und Bosnisch.  

25.2 Aus steuerlichen Gründen oder zur Herstellung der vereinsregisterrechtlichen 
Eintragungsfähigkeit erforderliche formale Änderungen der Satzung können vom 
Vorstand beschlossen werden.  
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25.3 Der Vorstand sorgt für eine Niederschrift der im Rahmen der Satzung 
möglichen Ordnungen. Diese werden aktenkundig aufbewahrt und sind allen 
Mitgliedern der Gemeinde auf Anfrage zur Einsicht auszuhändigen.  

25.4 Sofern nicht anders bestimmt, ist für das Zustandekommen einer Sitzung bei 
allen Organen in der Gemeinde mehr als die Hälfte der Mitglieder notwendig. Die 
Beschlüsse werden durch einfache Stimmenmehrheit gefaßt.  

25.5 Bei Unwirksamkeit von Teilen der in dieser Satzung enthaltenen 
Bestimmungen bleibt der übrige Teil der Satzung wirksam.  

 

§ 26 Inkrafttreten der Satzung  
 

26.1 Die vorstehende Fassung der Satzung besteht aus 26 Paragraphen. Sie wurde 
auf der außerordentlichen Mitgliederversammlung der Gemeinde am 20. 11. 2022 
beschlossen und ist seitdem in Kraft. 

 

 

 


